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1. Zur Zielsetzung des Entwurfs

1.1. Neue rechtliche Instrumente

Der Entwurf der Bundesregierung eines sogenannten Gewal tschutzgesetzes (GewSchGes)*
enthdlt eine Reihe von rechtlichen Instrumenten, die gegentiber der bestehenden Gesetzeslage,
aber auch im Vergleich mit sonstigen (zivil)rechtlichen Grundsétzen einschneidende V erénde-
rungen bedeuten. 8§ 1 hat im wesentlichen klarstellende Funktion im Vergleich zu 88 823,
1004 BGB. Die wichtigsten Neuerungen betreffen dagegen die Wohnungszuwei sung:

Erweiterung des Schutzbereichs von der Ehe auf die hdusliche Gemeinschaft.?

Schutz der bloRen Bedrohung und das Geniigen einer unbilligen Harte zur Uberlassung
der Wohnung

Verzicht auf die Gefahr kiunftiger Beeintrachtigungen als Voraussetzung
Beweidlastumkehr mit hohen Hirden bei Rickkehr in die Wohnung

Erleichterung des einstwelligen Rechtsschutzes durch die Moglichkeit der Vollstreckung
durch unmittelbaren Zwang und ohne rechtliches Gehor.

Die Bundesregierung raumt offen ein, da? diese Anderungen vor alem in ihrer Kombination
mit der bisherigen Systematik des Zivilrechts in Widerspruch stehen. In der Tat wird in die
Art. 6, 11, 14 und 19 Abs. 4 GG massiv eingegriffen. Wie weit, wird das Bundesverfassungs-
gericht zu entscheiden haben.

1.2. Bedarfsdiagnose der Bundesregierung

Gerechtfertigt werden diese massiven Eingriffe von der Bundesregierung durch die Diagnose
einer aul3erordentlichen Bedarfdage. Sie begrindet ihre Gesetzesinitiative damit, dal3 (Ent-
wurf, S. 1)

Die bestehenden Instrumente zum Schutz vor héuslicher Gewalt nicht ausreichen, insbe-
sondere und gerade wegen der rechtlichen Schutz- und Verteidigungsmoglichkeiten der
beschuldigten Person, sowie dal3

Vor alem Frauen und Kinder Opfer haudicher Gewalt sind und in besonderer Weise des
wirksamen Schutzes bedlrfen.

Trotz formell weitgehend geschlechtsneutraler Formulierungen ist der Entwurf daher in der
Begrindung und in dem besonderen Arrangement rechtlicher Instrumente gewollt ge-
schlechtsspezifisch ausgel egt. Bestétigt wird dies auch dadurch, dal3 die Bundesregierung die-
se Gesetzesinitiative ausdriicklich in den Zusammenhang ihres ,, Aktionsplanes gegen Gewalt
gegen Frauen® riickt (Entwurf, S. 11, Spalte 1; S. 24 Spalte 2). Neben den gesetzlichen Ande-

! Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode, Drucksache 14/5429 vom 05.03.2001, im folgenden zitert als , Ent-
wurf”.

2 Schon §1361b stellt eine Ausnahmevorschrift fiir Ehegatten dar, die mit der besonderen Bedeutung der Woh-
nungssituation fir Ehegatten zusammenhangt (einerseits Pflicht zur ehelichen Lebensgemeinschaft, andererseits
Getrenntleben als Voraussetzung der Scheidung) und sich daher nicht auf , hdusliche Gemeinschaften” Ubertra-
gen | &kt



rungen soll sich vor alem auch das gesellschaftliche ,, Klima* (ebenda) in diesem Bereich in
der Weise éndern, dal3 Gewalt gegen Frauen allseits gedchtet und wirksam bekampft wird.

Wenn es aber nichts anderes als eine empirische Bedarfsdiagnose ist, welche die aul3erst prob-
lematischen rechtlichen Regel ungen ausnahmswei se rechtfertigen soll, so bedeutet dies, dal3
der gesamte Entwurf mit der empirischen Tragfahigkeit der von der Bundesregierung ge-
machten Behauptungen tber Umfang und Opfer hauslicher Gewalt sowie mit der Begriindet-
heit der Erwartungen Uber Verbesserungen, die das neue Recht bringen soll, steht und féllt.

1.3. Bestehende rechtliche Instrumente und gesellschaftliche Anderungen

Die sexuelle Selbstbestimmung der Frau wurde durch das Gesetz 33. Strafrechtsénderungsge-
setz vom 5.7.97 (BGBI. 1, 1607) strafrechtlich wirksamer geschiitzt a's bisher.

Ob Kinder durch das Gesetz zur Achtung der Gewalt in der Erziehung und des Kindesunter-
haltsrechts vom 2. 11. 2000 (BGBI. 1. 1479) wirksamer geschiitzt werden, bleibt abzuwarten.

Zur Beurteilung der bestehenden Lage ist jedoch insbesondere darauf hinzuweisen, dal3 ganz
unabhangig von den geplanten zivilrechtlichen Anderungen auf polizeirechtlicher Grundlage
schon jetzt unter der Bezeichnung ,, rote Karte* wirksame Mal3nahmen zur Bekdmpfung héus-
licher Gewalt praktiziert werden. Die Erfolgsmel dungen, wonach wieder so und so vielen
Mannern die , rote Karte® gezeigt wurde®, lassen an Deutlichkeit nichts zu wiinschen brig.

Was die von der Bundesregierung geforderte Anderung des gesellschaftlichen , Klimas* be-
trifft, so sei nur darauf verwiesen, dald schon jetzt in zahllosen Initiativen der einschlagigen
Landerministerien, der kommunalen Préaventionsréate oder auch rein privater oder kirchlicher
Vereine (etwa Ful3allvereine) das Thema , hdudliche Gewalt” in der von der Bundesregierung
gewiinschten Weise bearbeitet wird. Bezuiglich der Achtung ménnlicher Gewalt und der Ent-
fernung von tatsachlich oder vermeintlich gewalttétigen Mannern aus ihren Wohnungen hat
sich also gerade seit der Zeit der Abfassung des Entwurfs der Bundesregierung die Lage dras-
tisch verandert und zwar in der von der Bundesregierung gewlnschten Form. Die Zeiten, in
denen Polizel und Gerichte in Féllen haudlicher Gewalt abgewiegelt oder nur sehr zogerlich
reagiert haben, gehdren langst der Vergangenheit an.

Ahnliche Effekte sind auch bei der ebenfallsim FluR befindlichen Auslegung und Anwen-
dung der bestehenden Zivilrechtlichen und strafrechtlichen Vorschriften* zu beobachten und
hétten abgewartet werden kénnen.

% Beispielhaft sei eine Pressemeldung des Innenministeriums Baden-Wiirttemberg vom 15.01.2001 genannt, in
der unter folgender Uberschrift tiber die Preise fur Projekte gegen hausliche Gewalt berichtet wird ,, Uber 200
,Rote Karten' fir gewalttétige Eheméanner”

*Vgl. hierzu Bannenberg, Britta u. a.: Mediation bei Gewaltstraftaten in Paarbeziehungen; Baden-Baden 1999



2. Erfahrungswissenschaftliche Grundlagen

2.1. Gewalt zwischen Partnern

2.1.1. Verteilung zwischen den Geschlechtern

Entgegen den Annahmen der Bundesregierung ist die Gewalt zwischen Partnern im wesentli-
chen zwischen Frauen und Mannern gleich verteilt. Sichtbar wird dies, wenn die bel haudli-
cher Gewalt unbedingt erforderlichen Dunkelfeldstudien herangezogen werden. Eine solche
Untersuchung des KFN von 1992, die vom BMFSFJ selbst herausgegeben wurde, bestétigt
diesen in einer Vielzahl empirischer Untersuchungen in anderen Landern festgestellten Be-
fund, indem sie bel schwerer physischer Gewalt Opferzahlen von 214.000 Mannern und
246.000 Frauen pro Jahr angibt.”

Der Bundesregierung ist wohl dieser Befund - wie Uberhaupt der international e Forschungs-
stand — nicht gegenwartig, obwohl die Studie unter den Arbeiten zitiert ist, die von der Bun-
desregierung as Grundlage ihres Entwurfes angefihrt werden (Entwurf, S. 10, Spalte 2). Sie
ist auch in Zukunft nicht an einer Erforschung der Zahlenverhatnisse und Ursachen haudli-
cher Gewalt interessiert. Eine neue Studie, die angekiindigt wird (ebenda) soll sich ausdriick-
lich nur mit ,, Ausmal3, Hintergriinden und Folgen von mannlicher Gewalt gegen Frauen® be-
fassen.

Inzwischen liegen sekundaranalytische Arbeiten vor®, in denen die entsprechenden Studien
methodisch hinterfragt, kritisch gewlrdigt und beztglich der Haupttendenz der Ergebnisse
zusammengefalt werden. Der britische Wissenschaftler John Archer” kommt dabei zu folgen-
den Befunden.

a. Aggressives Verhalten

Aggressives Verhalten legen Frauen und Méanner nahezu gleich haufig an den Tag, Frauen
sogar etwas mehr (bel einer Gesamtberechnung ca 52% der Félle). Dieser Befund erwies sich
als erstaunlich stabil. Mef3methoden, Art und Grof3e der Stichproben sowie einige sonstige
Unterschiede der in die Analyse einbezogenen insgesamt 82 Untersuchungen bewirkten nur
vergleichsweise geringe Abweichungen von diesem Gesamtbefund.?

5 Wetzels, Peter u.a.: Kriminalitét im Leben alter Menschen, BMFSFJ 1995, S. 163

® Gemiinden, Jiirgen: Gewalt gegen Méanner in heterosexuellen I ntimpartnerschaften. Ein Vergleich mit dem
Thema Gewalt gegen Frauen auf der Basis einer kritischen Auswertung empirischer Untersuchungen; Marburg
1996; Fiebert, M. S:: References examining assaults by women on their spouses/partners. An annotated bibli-
ography; in: Dank, B. M. & Refinette, R. (Eds.): Sexual harassment and sexual consent; New Brunswick 1997,
Vol. 1, S. 273-286; Straus, Murray A.: The controversy over domestic violence. A methodological, theoretical,
and sociology of science analysis; in: Arriaga X. B. & Oskamp S. (Eds.): Violence in intimate rel ationsships,
Thousand Oaks, CA: Sage 1999, S. 17-44; Archer, John: Sex differencesin aggression between heterosexual
partners. A meta-analytic review; Psychological Bulletin 2000, S. 651-680.

"Von den in FuRnote 6 genannten Autoren hat allein John Archer den Versuch einer echten empirischen Meta-
Analyse unternommen. Fir den aktuellen ,, Stand” der Forschung ist diese Arbeit daher am représentativsten.

8 Archer (wie FN 6), Tabellen 3 und 6 auf S. 657 und 660
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sogar etwas mehr (bei einer Gesamtberechnung ca 52% der Fälle).


b. Wahrgenommene Verletzungen

Bei den wahrgenommenen Verletzungen gibt es ein leichtes Ubergewicht fir die Frauen (bei
einer Gesamtberechnung 62% der Félle). Diese Befunde sind nicht ganz so gut gesichert, weil
nicht alle Studien hierzu Angaben enthalten, doch ist auch hier die Gesamttendenz eindeutig.’

2.1.2. Wechselseitigkeit der Gewalt

Ein weiterer wichtiger Befund aus den entsprechenden Untersuchungen ist der, dal3 in den
meisten Fallen die Gewalt von beiden Partnern wechsel seitig ausgelibt wird.™

2.1.3. Dunkelfeldproblematik

Diese Befunde kontrastieren auffélig nicht nur mit den Annahmen der Bundesregierung, son-
dern mit einer Rethe von anderen Untersuchungen, die als , klinische® Studien oder als ,,Kri-
minalitétsstudien” bezeichnet werden. In diesen Studien werden — wie auch in den amtlichen
Kriminal statistiken — bel insgesamt erheblich geringeren Fallzahlen regelméliig deutlich héhe-
re Quoten fiir Manner als Tater und Frauen als Opfer hauslicher Gewalt berichtet.'* Die
Mehrzahl der Studien, auf die sich die Bundesregierung stitzt (Entwurf, S. 10, Spalte 2), sind
solche Studien.

Der Grund fur die unterschiedlichen Befunde liegt darin, dal3 es sich bei den zuletzt genannten
Studien um Arbeiten mit ausgel esenen Fallen handelt, und zwar mit den Féllen, in denen tat-
séchliche oder angebliche Gewalterfahrungen offentlich gemacht wurden: bei den Strafverfol-
gungsbehorden, bei Arzten oder Krankenh&usern, in sozialen und caritativen Einrichtungen.
Es sind diese und nur diese Félle, auf denen das Wissen und die Erfahrung von juristischen
und nichtjuristischen Expertinnen und Experten beruht, die in diesem Bereich arbeiten. Die
von den o. g. Autoren (vgl. FN 6) zusétZlich analysierten Studien sind hingegen repréasentative
oder epidemiologische Studien, in denen héusliche Gewalt unabhéngig davon gemessen wird,
ob sie offentlich gemacht wird oder nicht. Diese Studien enthalten a so unausgel esene Daten.

Will man sich tUber das gesamte Ausmal3 und die geschlechtsspezifische Verteillung haudicher
Gewadlt ein redlistisches Bild machen, mufd man nattrlich auf unausgel esene Daten zuriick-
greifen. Will man nur sehen, welcher Ausschnitt offentlich ,, bearbeitet” wird, gentigen die
ausgel esenen Daten. Die meisten Menschen, die als Expertinnen und Experten gelten, sind
deshalb nicht Experten fir hdudliche Gewalt, sondern fir den Ausschnitt der 6ffentlich wer-
denden héudichen Gewalt.

Die Unterschiede in den geschlechtsspezifischen Quoten hauslicher Gewalt, die zwischen
diesen Typen von Studien bestehen, erkldren sich vor allem dadurch, dal3 @) Frauen und Méan-
ner aufgrund von Rollenverstandni ssen objektiv gleiches Verhalten unterschiedlich wahrneh-
men und bewerten, und dal3 b) das,,outing” fur Frauen in jeder Hinsicht ein Gewinn ist, fur
Méanner hingegen eine Katastrophe. Man glaubt ihnen nicht, sie werden ausgelacht, bei ,, Ex-
perten” beiderlel Geschlechts und vor Gericht, weil schon jetzt (und durch die Kampagne der
Bundesregierung in Zukunft verstérkt) die objektiv unzutreffende Vorstellung verbreitet ist,

® Archer (wie FN 6), Tabellen 4, 5 und 7 auf S. 658, 659 und 661
10 Nachweise bei Archer (wie FN 6), S. 653f.

11 zahlreiche Nachweise in der in FN 6 zitierten Literatur.



héudiche Gewalt sei mannliche Gewalt. Manner flrchten diese Art der sekundéaren Viktimi-
sierung und den Verlust einer achtbaren ménnlichen Identitét vor sich selbst und ihren Be-
zugspersonen. Fur Frauen hingegen gibt es eine sozial anerkannte Opferrolle. Durch das,, ou-
ting* konnen Sie ihre materielle, psychische, soziale und rechtliche Lage verbessern und des-
halb wahlen sie den Weg in die Offentlichkeit, zu den ,, Experten und zu den Gerichten.

Diese Zusammenhange sind l1angst bekannt und ergeben sich aus einer langjahrigen intensiven
Forschungstradition insbesondere, aber nicht nur in den Vereinigten Staaten. Um so weniger
ist verstandlich, wieso die Bundesregierung mit keinem Wort darauf eingeht.

2.1.4. Vor- und Nachteile des meist eingesetzten Mefl3instruments

Die Befunde, die im wesentlichen eine Gleichverteilung der Gewalt zwischen Frauen und
Ménnern ergaben, waren von Anfang an heftiger Kritik ausgesetzt, weil sie géngigen Stereo-
typen widersprachen und eine Politik in Frage stellten, die haudiche Gewalt nicht ds ein
Problem beider Geschlechter, sondern nur als eines von Méannern ansah.

DieKiritik richtete sich dabel insbesondere auf das Meldinstrument, mit dem in den meisten
dieser Studien operiert wurde, die sogenannte Conflict Tactics Scale (CTS), die von Murray
Straus, der im Ubrigen die Bemihungen der Frauenbewegung gegen haudliche Gewalt offen
unterstitzt, und seinen Mitarbeitern entwickelt worden war. Diese Skala enthdt Verhatens-
weisen, die im Falle von Konflikten eingesetzt werden, vom einfachen Schubsen Uber Beil3en,
Treten und Schlagen bis hin zur Drohung mit oder dem tatséchlichen Einsatz von Waffen.

Der folgende Fragenkatalog ist beispielhaft fir die Ubertragung dieser Methode ins Deutsche
durch das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsens (KFN):

Familien oder Haushatsmitglieder haben bel Streit oder Auseinandersetzung ...
(- miteinem Gegenstand nach mir geworfen
- mich hart angepackt oder gestof3en
- mir eine runtergehauen
- mich mit der Faust geschlagen, getreten oder \
gebissen
Subskala - mich mit einem Gegenstand geschlagen oder
"physische zu schlagen versucht
Gewalt" - mich gepriigelt, zusammengeschlagen Subskala
insgesamt - mich gewdirgt > "schwere phy-
- mir absichtlich Verbrennungen oder Verbri- sische Gewalt"
hungen beigeflgt.
- mich mit einer Waffe, z. B. elnem Messer
oder einer SchulRwaffe bedroht
\ - €eneWadffe z. B. ein Messer oder einen )
Schul3waffe gegen mich eingesetzt

Gegen dieses MeRinstrument wurden vor allem 4 Einwande'? erhoben:

Die Kategorisierung der CTS sel grundsétzlich ungeeignet, die entsprechenden Phanome-
ne zu erfassen. Dieser Einwand kann schon dadurch als widerlegt gelten, dal3 die Studien,

12 Ausfiihrliche methodische Diskussionen dieser Fragen in den in FN 6 Zitierten Arbeiten.




die nicht die CTS sondern andere I nstrumente verwenden, zu denselben Resultaten kom-
men.

Frauen wirden diese Verhaltensweisen nur zu ihrer Verteidigung einsetzen und dies be-
rucksichtige die CTSnicht. Der Einwand ist widerlegt, denn einschlagige Studien zur ,,ini-
titation" ergeben ebenfalls eine Gleichverteilung zwischen den Geschlechtern.

Die CTSberlicksichtige den ,, Kontext“ der psychischen, sozialen und 6konomischen Lage
nicht. Diesist insofern richtig, als die CTS nur den Kontext des Konflikts sichtbar macht.
Es fehlt an Studien, die sowohl in der Auswahl der Falle reprasentativ als auch in der Me-
thodik qualitativ sind. So lange es diese Studien aber nicht gibt, ist das vorhandene Mate-
rid die beste Informationsquelle und es ist auch nicht ersichtlich, wieso der ,, Kontext* zu
anderen Resultaten fuhren sollte.

Die CTSberlicksichtige nicht das Ausmal3 der hervorgerufenen Verletzungen. Hierzu ist
Zu sagen, dald es durchaus Studien und eine CTS2 gibt, die dies tun. Nach der Analyse von
Archer™ sind, wie schon oben (2.1.1.b) erwahnt, Frauen mit 62% davon héufiger betrof-
fen. Mit der Variable , injury* oder der Meinung, etwas muisse medizinisch versorgt wer-
den, bewegt man sich alerdings schon wieder im Bereich des subjektiven Befindens, der
Bewertung von Erlebnissen, der Einschdtzung von Zusténden, die von Rollenverstandnis-
sen und Selbstdefinitionen abhangig sind.

Im Ubrigen sind auch nach den Verhaltensbefunden z. B. das Schlagen mit Gegensténden
oder der Einsatz von Messern in etwa gleich verteilt und esist nicht einzusehen, wieso ein
Messer bel Mannern weniger verletzend wirken soll als bei Frauen. Eine gesonderte Be-
trachtung der Opfer von Totungsdelikten in Partnerschaften zeigt, dal3 Manner, wenn nicht
in gleichem, so doch in erheblichem Umfang Opfer werden, und zwar ebenfalls nicht ver-
starkt infolge weiblicher Selbstverteidigung.**

Trotz dieser Mef3probleme bezliglich der Folgen von aggressiven Verhaltensweisen zeigen die
Ergebnisse jedenfalls deutlich, dal3 man nicht mehr an dem Befund vorbeigehen kann, dal3
Manner nicht nur in mindestens gleich groRem Umfang Opfer aggressiven Verhaltens von
Frauen werden, sondern auch in einem relevanten Mal3 durch Frauen Verletzungen erleiden
oder von ihnen get6tet werden.

3vgl. oben unter 2.1.1.b

1 Straus verweist auf Studien in den USA, nach denen Frauen immerhin im Verhétnis von 3 zu 5 ihre Partner
toten (Physical assaults by women partners: A major social problem; in: Walsh, M. R. (Ed.): Women, men an
gender: Ongoing debates; New Haven: Yale University Press 1997, S. 210-221, dort S. 213. Ahnliche Zahlen
weist auch die Polizeiliche Kriminalstatistik der Bundesrepublik von 1999 in der Tabelle 92 aus, in der Opfer
von Totungsdelikten nach Geschlecht und Beziehung zum Tatverdéchtigen gesondert ausgewiesen werden. Faldt
man die Zahlen aus den Kategorien ,,Verwandtschaft* und ,, Bekanntschaft* zusammen, so zeigt sich, dal Mén-
ner sogar haufiger Opfer von Toétungsdelikten in Beziehungen werden als Frauen (1.120 zu 951, eigene Berech-
nung unter Beriicksichtigung von Mord, Totschlag, Korperverletzung mit Todesfolge und fahrléssiger Tétung).
Allerdings sind die Kategorien ,,Verwandtschaft* und ,, Bekanntschaft” nicht genau identisch mit den Beziehun-
gen, die im Entwurf unter ,, hduslicher Gemeinschaft” erfal3t werden und auf3erdem bleibt das Geschlecht des
Tatverdachtigen unberticksichtigt. Insofern sind diese Zahlen zwar nicht ,, punktgenau® auf die anstehende Frage
bezogen, zeigen aber doch das erhebliche Opferrisiko von Ménnern in Verwandtschaft und Beziehungen.



Die unbestrittene Sérke der CTSbesteht in ihrer strikten Begrenzung auf das Verhalten. Sie
mift insofern das, was sich in Partnerschaften tatsachlich abspielt."> Schon bei der Messung
von Verletzungen ist dies teillweise anders, erst recht, wenn gefragt wird, ob man sich in sai-
ner Sicherheit bedroht fuihle oder ob das entsprechende Verhdten , krimindl“ sai.

2.2. KindesmiRhandlung

Die Bundesregierung ist insofern richtig informiert, als sie darauf hinweist, dal3 vor alem
Kinder Opfer hdudlicher Gewalt sind. Diesist in der Tat in einem erschreckenden Ausmal3 der
Fall. Das BMFSFJ geht in seiner Pressemitteilung vom 08.11.2000 von 1.400.000 Falen von
Kindesmif3handlung pro Jahr aus, das sind insgesamt 11% der entsprechenden Altersgruppe.
Die Bundesregierung informiert jedoch nicht Uber das Faktum, dal3 die Téter keineswegs
mehrheitlich Manner sind. ,, Der Deutsche Kinderschutzbund geht davon aus, dass die Kin-
desmisshandlung kein Delikt ist, das Uberwiegend Vé&tern zuzuordnen ist. Gerade die Ver-
nachlassigung ist eher den Mittern zuzuschreiben”, meinte jedenfalls Hildegard Wester,
MdB, in ihrer Eigenschaft as Sprecherin der AG Familie, Frauen, Senioren und Jugend der
SPD-Bundestagsfraktion in einer Antwort vom 3.2.2000 auf eine entsprechende briefliche
Anfrage.

Mangels aussagekréaftiger deutscher Studien, die auch beziglich Kindern als Opfer haudicher
Gewalt nicht geplant sind, muf3 man wiederum in die USA schauen, um sich tber Grolenord-
nungen zu informieren. Nach Erhebungen (neben polizeilichen Daten auch Zahlen der mit
Kinderschutz befal3ten Institutionen) des staatlichen National Clearinghouse on Child Abuse
and Neglect Information (NCCAN) mit dem sogenannten ,,Harm"-Standard, der die direkt
sichtbaren Mif3handlungen erfal’t, wurden 65% der Opfer von Frauen, 54% von Mannern
mifdhandelt. Waren es die leiblichen Eltern, so gingen die Mif3handlungen in 75% der Félle
von den Mttern und in 46% der Félle von den Vétern aus. Bei getrenntem Ausweis der kor-
perlichen Misshandlungen waren es 60% der Mtter und 40% der Vé&ter. Interessant sind vor
allem auch die Befunde (allerdings mit dem sogenannten ,, Endangerment-Standard” gemes-
sen), dald das Risiko fur ale Arten von Misshandlung bel Alleinerziehenden dramatisch
steigt'® Angesichts dieser Befunde — selbst wenn sie fir die Bundesrepublik Deutschiand
leicht anders ausfallen sollten — bleibt es rétselhaft, wieso Kindern im Gesetzesentwurf kein
eigenes Antragsrecht eingerdumt worden ist*” und wieso die Bundesregierung der Auffassung
ist, hdudiche Gewalt ginge nahezu ausschliefdich von Méannern aus. Das Argument, Frauen

3vgl. hierzu mit Nachdruck noch einmal Archer, John: Sex differences in physical agression to partners: A
reply to Frieze (2000), O’ Leary (2000), and White, Smith, Koss, and Figueredo (2000); Psychological Bulletin
2000, S. 697-702, dort S. 699

16 Quelle: http://www.calib.com/nccanch/pubs/statinfo/nis3.cfm

7vgl. aus der ersten Lesung des Gewaltschutzgesetzes am 8. Marz 2001 nur folgende Zitate: "Ich kann es ...
nicht verantworten, Kindern und Jugendlichen einen Rechtsanspruch vorzugaukeln, der Gberhaupt nicht justizi-
abel ist. Se haben praktisch kein Recht." (Ingrid Fischbach MdB, CDU/CSU); "Sachsen-Anhalt hatte ... den
Vorschlag unterbreitet, den minderjahrigen Kindern ein eigenes Antragsrecht einzurdumen. Diese Anregung ist
in den Gesetzentwurf bedauerlicherwei se nicht aufgenommen worden.” (Karin Schubert, Justizministerin Sach-
sen-Anhalt).
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seien auch mit der Erziehung haufiger befal?t, mag ebenso richtig sein wie der Umstand, dal3
oft Uberforderung der Grund fiir Kindesmisshandlung ist. Nur dndert sich dadurch an den
Fakten und am Interventionsbedarf nichts. Zu oft hat die Bundesregierung betont, fir Gewalt
an Kindern gebe es keine Entschuldigung.

2.3. Gewalt gegen Senioren

Nach der Opferbefragung des KFN von 1992 (vgl. FN 5) waren in einem Jahr mindestens
340.000 dtere Menschen Opfer eines Gewaltdeliktes einer nahestehenden Person. Werden
nur die Falle schwerer Gewalt betrachtet, so waren 172.000 alte Menschen pro Jahr Gewalt-
opfer, von denen wiederum 120.000 mehrfach attackiert wurden. Bei den Tatern dominierten
die Partner (80 % der Gewalttaten), was deutlich Uber der Quote bei den 20-59-jdhrigen liegt
(71%). Aus einer reprasentativen Untersuchung aus Boston® wird von nahezu dreimal so ho-
hen Préavalenzraten von physischen Gewalterfahrungen von Mannern gegentiber Frauen
(37/1000 im Vergleich zu 13/1000, S. 54) berichtet. Allerdings seien bei Ménnern die Verlet-
zungen tendenziell leichter™. Wieder ist also eindeutig zu konstatieren, dal? Manner in erheb-
lichem Umfang Opfer werden und dal3 Frauen im Vergleich zu Mannern mindestens in glei-
chem, wenn nicht in htherem Maf? T&terinnen sind.?° Und wieder ist die Begriindung, dies
liege an der haufigeren Befaldtheit der Frauen mit haudicher Pflege und am problematischen

, Kontext*, ebenso richtig wie angesichts der sonstigen apodiktischen Auferungen tber die
Achtung und Bekampfung von Gewalt wenig iberzeugend.

18 pillemer, Karl; Finkelhor, David: The prevalence of elder abuse: A random sample survey; The Gerontologist
1988, S. 51-58

19 Dies ergab sich aus nachtréglichen Befragungen, in denen es darum ging, wie die damaligen Gewalterfahrun-
gen und —folgen eingeschétzt und bewertet wurden, etwa ob man ,, very upset” war. Keineswegs messen aso
diese Befunde die objektive Schwere der Verletzungen, sondern die subjektive Bewertung dieser Schwere, die
im Ubrigen, so die Autoren, fur die grofere Bereitschaft von Frauen spreche, sich an ,, protective agencies® zu
wenden ,,which, in turn, become the source for statistics on elder abuse” (S. 56).

2 p Wetzels und W. Greve (Alte Menschen al's Opfer innerfamilidrer Gewalt — Ergebnisse einer kriminologi-
schen Dunkelfeldstudie; Zeitschrift fir Gerontologie und Geriatrie 1996, S. 191-200) teilen aufgrund ihrer Lite-
raturstudien sehr vorsichtig mit, ,,dal3 Manner teilweise hthere Viktimisierungsraten aufwiesen als Frauen* (S.
194) sowie dal? bei der KFN-Studie 94 Frauen und 73 Mé&nner Uber 60 Jahre Opfer waren. Ohne Zahlen zu nen-
nen, gehen A. Niederfranke und W. Greve (Bedrohung durch Gewalt im Alter, Zeitschrift fir Gerontologie und
Geriatrie 1996, S. 169-175) davon aus, dal3 ,, iberwiegend Frauen® die Téterinnen sind, allerdings seien Opfer
»Zum Uberwiegenden Teil auch Frauen, zumindest was die schwerwiegenderen Formen der Gewalt anbelangt,
auch wenn Manner in Pflegesituationen von Partnergewalt tiberproportional betroffen sind* (S. 173). Ahnlich
aulRern sich auch Margret Dieck (Gewaltanwendung gegen alte Menschen: Ist die Beachtung des Tabus wichti-
ger as Aufklérung, Pravention, Hilfe? Nachrichtendienst des Deutschen Vereins fur offentliche und private
Firsorge 1993, S. 393ff., dort S. 395) sowie Ursula Schneider (Gewalt gegen alte Menschen in Familien und
Heimen; in: Schwind/Kube/K tihne (Hrsg.): Kriminologie an der Schwelle zum 21. Jahrhundert. Festschrift fur
Hans-Joachim Schneider, Berlin/New Y ork 1998, S. 379-398, dort S. 383f.).
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3. Praventive Effekte

3.1. Krisenintervention

Das Gewaltschutzgesetzes sieht vorlaufigen Rechtsschutz mit niedrigen Tatbestandsvoraus-
setzungen und unmittelbarem Zwang bel der Vollstreckung vor. Daran ist zu ersehen, dal3 es
sich im Grunde um ein Instrument der Gefahrenabwehr handelt, wie sie jetzt schon wirksam
nach den Polizeigesetzen der Lander (,rote Karte") gehandhabt werden kann.

Ausdrticklich festgehalten werden muf3 jedoch: Wegen der bestehenden — objektiv unzutref-
fenden (s. 0. 2.1) und gleichwohl durch Kampagnen der Bundesregierung weiter beforderten —
»Normalitatsvorstellungen* tber haudiche Gewalt a's mannliche Gewalt weisen sowohl die
bestehende polizeirechtliche Gefahrenabwehr als auch die geplanten zivilrechtlichen Mal3-
nahmen massive Defizite auf, weil gegentiber Frauen ein praventiver Bedarf regelméaldig ver-
neint wird, obwohl siein mindestens der Hafte aller Félle die Storerinnen bzw. Téterinnen
sind. Senioren sind im Entwurf Gberhaupt nicht erwahnt, obwohl gerade bei ihnen als Folge
ihrer tatséchlichen Lage oft eine besondere Verletzlichkeit besteht, die im Ubrigen auch gera-
de bei den Schwéchsten das Antragsrecht nach dem Gewaltschutzgesetz ins Leere laufen |&03t.
Kindern wurde bewul3t ein Antragsrecht vorenthalten.

3.2. Langerfristige Effekte

3.2.1. Gewalt gegen Frauen

Das Gewaltschutzgesetz sichert der Frau mittelfristig die Wohnung zu, zumal es angesichts
der geplanten und al's solche gewollten Bewel serschwernisse kaum Moglichkeiten fur Manner
geben wird, die einmal geschaffenen Fakten wieder zu andern. Sonstige Mal3nahmen sind
ausdrucklich vorbehalten, denn der Katalog von 8 1 Abs. 1 ist nicht abschlief3end. Darin mag
man bei isolierter Betrachtung der Lage der betreffenden Frauen einen mittelfristig gewalt-
praventiven Effekt sehen.

3.2.2. Gewalt gegen Kinder, Senioren und Manner

Verneint werden mul3 ein solcher in Bezug auf Manner, Kinder und Senioren, die Opfer von
Frauengewalt werden. Dies bedeutet, dal3 mindestens die Halfte der Opfer haudicher Gewalt
weiterhin ohne jeden Schutz bleiben wird und zwar dauerhaft, weil weder irgendwel che For-
schungen Uber ihre Situation noch irgendwel che sozialen Hilfsmal3nahmen geplant sind.

3.2.3. Intergenerationelle ,Spirale* der Gewalt

Verneint werden muf3 auch jede Verbesserung im Bereich der nachhaltigen Gewaltpravention,
die sich auf die Weitergabe der Muster gewalttétigen Verhaltens tiber die Generationen hin-
weg bezieht. Hierzu mufd noch einmal auf den Befund hingewiesen werden, dal3 die Gewalt in
den meisten Partnerschaften wechsel seitig ausgelibt wird (s. 0. 2.1.2). Nach einer langeren
oder kirzeren Vorgeschichte verbaler und psychischer Demiitigungen und Verletzungen wird
die Grenze zur Gewalt Uberschritten, die dann wechselseitig weiter eskaliert. An diesen Ver-
haltensmustern von Frauen und Mannern |&3 sich nachhaltig nur etwas verandern, wenn die
gemeinsame ,, Geschichte® dieser konfliktreichen Beziehung auch gemeinsam bearbeitet wird.
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Ausdrücklich festgehalten werden muß jedoch: Wegen der bestehenden – objektiv unzutreffenden
(s. o. 2.1) und gleichwohl durch Kampagnen der Bundesregierung weiter beförderten –
„Normalitätsvorstellungen“ über häusliche Gewalt als männliche Gewalt weisen sowohl die
bestehende polizeirechtliche Gefahrenabwehr als auch die geplanten zivilrechtlichen Maßnahmen
massive Defizite auf, weil gegenüber Frauen ein präventiver Bedarf regelmäßig verneint
wird,
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3.2.3. Intergenerationelle „Spirale“ der Gewalt
Verneint werden muß auch jede Verbesserung im Bereich der nachhaltigen Gewaltprävention,
die sich auf die Weitergabe der Muster gewalttätigen Verhaltens über die Generationen hinweg
bezieht. Hierzu muß noch einmal auf den Befund hingewiesen werden, daß die Gewalt in
den meisten Partnerschaften wechselseitig ausgeübt wird (s. o. 2.1.2). Nach einer längeren
oder kürzeren Vorgeschichte verbaler und psychischer Demütigungen und Verletzungen wird
die Grenze zur Gewalt überschritten, die dann wechselseitig weiter eskaliert. An diesen Verhaltensmustern
von Frauen und Männern läßt sich nachhaltig nur etwas verändern, wenn die
gemeinsame „Geschichte“ dieser konfliktreichen Beziehung auch gemeinsam bearbeitet wird.
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Alle Formen von Therapie oder Mediation werden jedoch von vornherein im Keim erstickt
oder ganz unmoglich, wenn, wie jetzt geplant, einem der beiden Konfliktpartner, ndmlich der
Frau, ein Instrumentarium in die Hand gegeben wird, mittels dessen sie nicht nur vollig
riskolos und wirksam den ,, stérenden” Partner enteignen und loswerden, sondern vor alem
eine einsaitige Rollenverteilung zwischen einem bdsen Téater und einem guten Opfer rechtlich
und sozia verbindlich machen kann. Dies aber bewirkt nichts as eine verstandliche
Verhértung auf seiten des zu unrecht as alein schuldig stigmatisierten Mannes und zu einer
Verdrangung oder Verharmlosung des eigenen Anteils an der Gewaltgeschichte auf seiten der
allein as Opfer umsorgten Frau.

Sind Kinder vorhanden, so werden sie bel ihren Eltern keine Verhaltensénderung erleben, die
eventuell noch die schon durch Gewalterlebnisse angerichteten Schaden kompensieren kénn-
ten. Gehen die beiden gewalttdtigen Partner neue Partnerschaften ein, wiederholen sich die-
selben Mechanismen, weil durch die Mal3nahmen des Gewaltschutzgesetzes nur Siegerinnen
und Verlierer produziert werden, aber keine in Lernprozessen gewachsenen Partner. Dieses
Fehlen von Lernprozessen betrifft nattirlich auch die Gewalt gegen Kinder, und zwar gerade
auch dann, wenn sie, wie Ublich, bei den Mttern bleiben, die sie ohnehin und as Alleinerzie-
hende erst recht haufiger mif3handeln (s. 0. 2.2) und sich in ihrem Verhaten bestéarkt fihlen
konnen, nachdem der vermeintliche Storenfried identifiziert und beseitigt it.

Wenn Uberhaupt, so ist bei den flankierenden Mal3nahmen, bel spielhaft seien hier die nach
dem Berliner Vorbild so genannten ,, Interventionsprojekte” erwahnt, eine , Taterarbeit” vor-
gesehen, bel der Manner und nur sie sich mit den Mustern ihres gewalttétigen Verhaltens aus-
einanderzusetzen haben, d. h. aber notabene: nicht partnerschaftsbezogen, sondern als einsei-
tiges soziales Training, wahrend fur Frauen as Téterinnen nicht einmal diese Art von Mal3-
nahmen vorgesehen ist.

4. Schéadliche Folgen

Die Bundesregierung verneint pauschal die Entstehung von Kosten durch das Gewaltschutz-
gesetz (Entwurf, S. 2). Eswird im Gegentell darauf hingewiesen, dal3 sich Kosten fur die
krankheitsbedingte Arbeitsunfahigkeit reduzieren wirden (ebenda). Wenn man diese Art von
»Kosten“ oder ,, Einsparungen” erwahnt, mtssen allerdings auch noch andere Posten in die
Rechnung eingestellt werden.

4.1. PAS und allgemeine Trennungsfolgen bei Kindern

Nach einer Langzeituntersuchung von Napp-Peters?! werden ca. 80 % (87 von 109) der nicht
sorgeberechtigten Elternteile nach einer Trennung ausgegrenzt. Dabei gibt es verschiedene
Formen der Ausgrenzung: von Umgangsbehinderungen bis zu PAS der radikalsten Form der
Ausgrenzung. Haufiger als unter korperlichen Misshandlungen haben Kinder unter dieser
Induzierten Kind-Elternteil Entfremdung (englisch Parental Alienation Syndrom PAS) bei
Trennungen der Eltern zu leiden. PAS bedeutet die kompromisslose Zuwendung eines Kindes
zu einem, - dem guten, geliebten - Elternteil und die ebenso kompromisslose Abwendung
vom anderen - dem bosen, gehassten - Elternteil im Kontext von Sorge- und Umgangsrechts-

2 Familien nach der Scheidung, 1995, S. 27, Tabelle 1
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Konflikten der Eltern.?? Ziel eines Elternteils (zu 85% sind dies die Miitter) ist die vollstandi-
ge Ausgrenzung des anderen Elternteils mit verheerenden Folgen fir die Kinder.”? Das neue
Gewaltschutzgesetz stellt den ausgrenzenden Mttern ein erheblich einfacheres Werkzeug zur
Trennung der Kinder von den Vétern zur Verfigung. Die bekannten Rituale der Umgangsver-
eitelung werden um die fal sche Gewaltbeschuldigung erweitert werden.

Unter der Voraussetzung, dal3 durch die leichte Handhabung des I nstrumentariums des Ge-
waltschutzgesetzes ohnehin die Zahl der Trennungen zunehmen wird, sind auch die sonst all-
gemein bekannten Folgen von Trennungen fiir Kinder in Anschlag zu bringen,?* darunter ins-
beﬁond%rse auch die neuerdings wieder stark diskutierte Problematik ,, vaterlos® aufwachsender
Kinder.

4.2. Psychosoziale Kosten bei Mannern

Die negativen psychosoziaen Folgen von Trennung und Scheidung sind bekannt. Dies gilt
vor alem fur die haufigen Félle, in denen ein Partner ausgegrenzt wird, ein Ergebnis, dasin
Félen, in denen ein Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz durchgeftihrt wird, die Regel
sein durfte und nahezu ausschliefdich Manner betreffen wird. ,, Das oft gedul3erte Vorurtell:

, Eine Scheidung trifft den Mann hérter', wird durch unsere Ergebnisse bestétigt, zumindest
was die nichtsorgeberechtigten Véter...betrifft.“?® Wie auch immer man die Trennungs- und
Scheidungsfolgen methodisch zuverlassig (sie sind wohl insgesamt in der Vergangenheit et-
was Uiberschétzt worden) beurteilen mag,?’ ist durch das Gewaltschutzgesetz erstens sowieso
eine erhdhte Zahl von Trennungen oder Scheidungen zu erwarten und zweitens werden die
Modalitéten so sein, dal3 die speziellen Befunde von Napp-Peters tber die massiven psycho-
sozialen Folgen bei ausgegrenzten Partnern einschlagig sind.

2 vgl. etwa Ursula O.-Kodjoe; Peter Koepel: The Parental Alienation Syndrome (PAS); Der Amtsvormund
1998/ Verlag: Deutsches Institut fur Vormundschaftswesen e.V., S. 9-16; Dum, Christian T.: Familienkriege —
die Entfremdung von Kindern (Ubersetzung von , Family wars: The alienation of children” von Peggie Ward und
J. Campbell Harvey), Zeitschrift fur Jugendrecht 1998, S. 237-245

% Wolfgang Klenner: Rituale der Umgangsvereitelung bei getrenntlebenden oder geschiedenen Eltern. Eine
psychologische Studie zur elterlichen Verantwortung; Zeitschrift fir das gesamte Familienrecht 1995, S. 1529 ff.

24 \Werner Hilweg, Elisabeth Ullmann: Kindheit und Trauma. Trennung, MiRbrauch, Krieg; Géttingen 1997, vgl.
die Literaturzusammenstellung auf S. 51

% Horst Petri: Das Drama der Vaterentbehrung. Chaos der Gefiihle - Kréfte der Heilung; Herder: Freiburg, Ba-
sel, Wien 1999

% Napp-Peters (wie FN 21), S. 126; vgl. auch Jordan, Peter: The effects of marital separation on men; Journal of
Divorce 1988, S. 57-75.

" Astrid Riehl-Emde: Ehescheidung und ihre Folgen. Bericht iiber Forschungsliteratur; Familiendynamik. Inter-
disziplindre Zeitschrift fir systemorientierte Praxis und Forschung 1992, S. 415-432

% Napp-Peters (wie FN 21), S. 126f. Aus Australien — zu anderen L andern liegen mir |eider keine vergleichbaren
Angaben vor —werden (1998) fir Mé&nner rund 12 mal hdhere Prévalenzraten fir Suizid nach Scheidung ange-
geben als fur Frauen (134.1/100.000 gegentiber 11.1/100.000; Australien Institute for Health and Welfare). Die
ohnehin hohere Suizidrate von Mé&nnern erhoht sich also noch einmal drastisch im Falle von Scheidung.
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4.3. Langfristige demographische Effekte

In den letzten Wochen und Monaten sind vermehrt die Folgen der negativen demographi-
schen Entwicklung in Deutschland diskutiert und in Verbindung mit familienpolitischen Ar-
gumenten gebracht worden. Neben monetéren Anreizen (z. B. Kindergeld) werden Moglich-
keiten diskutiert, fur Frauen bessere Angebote zur Vereinbarkeit von Berufstéatigkeit und Fa-
milie zu machen. Ein Baustein soll auch die von der Bundesregierung angestol3ene V dterkam-
pagne sein. Das Gewaltschutzgesetz setzt hier starke negative Anreize. Das standige Risiko,
unverschuldet in seiner materiellen und sozialen Existenz vernichtet zu werden, dirfte die
Motivation von Mannern in grofem Umfang beeintréchtigen, Familien zu griinden und Kin-
der zu wollen.

5. MiBbrauchsmaoglichkeiten

5.1. Die Kombination aus unbestimmten Rechtsbegriffen und gesellschaftlichem
, Klima“

Das Gewaltschutzgesetz bietet einen nahezu ltckenlosen Schutz fir die risikolose Entfernung
einer gewalttatigen Person. DafUr sorgt eine Kombination aus materiell-rechtlichen und Ver-
fahrens- bzw. Vollstreckungsvorschriften. Komplettiert wird dieses Arrangement rechtlicher
Vorschriften jedoch erst durch die — objektiv falschen - Normalitétsvorstellungen bei dlen
Personen und Institutionen, die das neue Recht und seine flankierenden Mal3nahmen imple-
mentieren sollen, denn die neuen Vorschriften enthalten in grof3em Umfang unbestimmte
Rechtsbegriffe, die nur bei entsprechender Auslegung zu den gewiinschten Ergebnissen fuh-
ren (hdusliche Gemeinschaft, unbillige Harte, Glaubhaftigkeit einer Drohung, Schwierigkeit
eines Beweises zukinftigen gewaltfreien Verhatens usw.).

Aus diesem Grund legt die Bundesregierung so grofien Wert auf die Veranderung des gesell-
schaftlichen ,Klimas* durch Kampagnen wie den ,, Aktionsplan gegen Gewalt gegen Frauen®
(s. 0. 1.2). Es soll noch mehr ,, Stimmung* gemacht werden im Land, die einen subtilen politi-
schen und mediaen Druck auf die Entscheidungstréger austiben soll. Wer sich dem Druck
verweigert, die entsprechenden Begriffe wunschgeméal’ auszulegen, setzt sich dem Verdacht
aus, nicht wirkungsvoll gegen Méannergewalt vorgehen zu wollen. Der Vorwurf der heimli-
chen Komplizenschaft ist schnell erhoben, ein Ruf ruiniert, eine Karrierechance verspielt,
Wahlerstimmen verloren.

Die ganze Wucht dieses Arrangements richtet sich jedoch umgekehrt gegen denjenigen, der
sich zurecht gegen die Vorwurfe wehren mochte, die gegen ihn erhoben werden. Und eben
dies ladt zum Mif3brauch mit falschen Beschuldigungen ein. Es gibt kaum ernsthafte M 6g-
lichkeiten, sich gegen falsche Vorwtrfe und die aufgrund dieser falschen Vorwurfe eingelei-
teten Mal3nahmen zu schitzen. Dies zu verhindern war ja gerade das erklarte Ziel der Bundes-
regierung. Wie zum Exempel verweist sie (in der Sache prgjudizierend) auf den Umstand, dal3
es sehr schwer sein durfte, den Beweis anzutreten, dal? in Zukunft nicht mehr mit gewal ttéti-
gem Verhalten zu rechnen sei (Entwurf, S. 19, Spalte 1). Dem ist zuzustimmen, allerdings mit
dem Zusatz: vor allem unter den Bedingungen einer entgegenstehenden Kampagne (Entwurf
S. 24, Spalte 2). Und beweist nicht jede Form von Leugnen oder gar Widerstand die Unein-
sichtigkeit und andauernde Gefahrlichkeit des , Téters*, die noch wirksamere Kontrollmal3-
nahmen gegen ihn nahelegt, wie etwa den bereits vorgesehen Einsatz des Strafrechts nach § 4


jm
Die ganze Wucht dieses Arrangements richtet sich jedoch umgekehrt gegen denjenigen, der
sich zurecht gegen die Vorwürfe wehren möchte, die gegen ihn erhoben werden. Und eben
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GewSchGes-E, so lange, bisder , Téater* wirklich im Gefangnis, auf der Stral3e, in der Sucht
oder nach erfolgreichem Suizid auf dem Friedhof gelandet ist?

5.2. Anreiz durch Nebeneffekte

Damit sind die Mif3brauchsmdglichkeiten jedoch nicht vollstandig angesprochen. Wennin
einer konfliktreichen Partnerbeziehung erst einmal das Recht die sonstige Kommunikation
ersetzt hat, wird die Phantasie der Beteiligten und ihrer Anwalte beflligelt, die insgesamt be-
stehenden Moglichkeiten auszureizen. Die Abwicklung der Trennung erhélt eine Eigendyna-
mik. Die Malinahmen, welche infolge einer fir die Frau risikolosen Beschuldigung wegen
Gewalt oder Gewaltdrohung ergriffen werden, schaffen Anknlpfungstatsachen fir weitere
Felder der streitigen Auseinandersetzung.

Ein unmittelbare, schon im Gewaltschutzgesetz vorgesehene Folge ist die Verfigung Uber die
Wohnung, auch wenn sie dem Partner gehdrt oder von ihm gemietet ist.

Mittelbar verbessert sich dadurch aber auch die Ausgangsage fur die materiellen Fragen bel
Trennung und Scheldung, etwa wenn es um die Unterhaltsanspriiche geht. Dabel mul3 es gar
nicht der tatsachliche Einsatz des Instrumentariums des Gewaltschutzgesetzes sein, es geniigt
schon die Drohung, man kénne ggf. dieses Instrumentarium einsetzen und die Folgen seien ja
bekannt. Das reicht dafir, dal3 Ménner Zugestandnisse machen und auf Rechtspositionen ver-
zichten, nur um der valligen Existenzvernichtung zu entgehen, die ein konsegquentes diesbe-
zlgliches Vorgehen bedeuten wiirde.

Ahnliches gilt, wenn Kinder da sind, fur die nicht allein materiellen Fragen des Sorgerechts
und des Umgangsrechts (hierzu schon ausdriicklich Entwurf, S. 24), fir die ein Verfahren
nach dem Gewaltschutzgesetz, egal mit welchem Ausgang, ene negative Prgudizwirkung
entfalten wird, so dal3 wiederum schon die Drohung mit einem solchen Verfahren seine Wir-
kung auf den Mann nicht verfehlen wird. Wie die Gerichte in diesen Dingen schon jetzt ent-
scheiden, ist bekannt. Das Gewaltschutzgesetz wird eine zusétzliche und sehr elegante M 6g-
lichkeit bieten, VVéter von ihren Kindern fernzuhalten und sie ihnen dauerhaft zu entfremden.

Leider sind ale diese Mechanismen nicht neu. Die Zahl der streitigen Trennungs- und Schei-
dungsverfahren, in denen der Vorwurf des sexuellen Mif3brauchs der Kinder durch den Vater
erhoben wird, steigt.*® Und aliquid semper héret, auch wenn sich der Vorwurf irgendwann als
unbegrindet herausstellt, wenn langst die Weichen gestellt sind. Die Félle, in denen nur mit
einem solchen Vorwurf gedroht wird, kennen wir nicht. Mit dem Gewaltschutzgesetz jeden-
fals wird nach dem dunklen Kapitel des Mil3brauchs mit dem Mif3brauch eines neues Kapitel
mit dem Mifbrauch des Gewaltvorwurfs aufgeschlagen werden.

% 7u diesen Féllen Napp-Peters (wie FN 21), S. 127

% Rosner, Sigrid; Schade, Burkhard: Der Verdacht auf sexuellen MiRbrauch von Kindern in familiengerichtli-
chen Verfahren; Zeitschrift fir das ganze Familienrecht 1993, S. 1133-1139


jm
GewSchGes-E, so lange, bis der „Täter“ wirklich im Gefängnis, auf der Straße, in der Sucht
oder nach erfolgreichem Suizid auf dem Friedhof gelandet ist?29
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6. AbschlieRende Stellungnahme

6.1. Krisenintervention ist durch polizeirechtliche Instrumente gewéhrleistet

Sofern ein Bedarf an verbesserter Krisenintervention Uberhaupt bejaht wird, wird ihm durch
die Vorschriften zur Gefahrenabwehr in den Polizeigesetzen der Lander ausreichend Rech-
nung getragen. Es gibt inzwischen eine klare Tendenz, die bestehenden polizeirechtlichen
Instrumentarien auch in den Féllen haudicher Gewalt vermehrt einzusetzen. Gesetzesénde-
rungen durch die Lander sind unbenommen. Es handelt sich um Gefahrenabwehr und diese
gehort von der ganzen Systematik unserer Rechtsordnung in das Offentliche Recht und nicht
in das Zivilrecht. Dies war ja auch die Linie der 6sterreichischen Losung.

6.2. Grob unrichtige Einschéatzung der tatsachlichen Lage

Fir die wesentlich weiter gehenden Eingriffe des Gewaltschutzgesetzes entwirft die Bundes-
regierung ein geschlechtsspezifisches Bedrohungsszenario, das einer erfahrungswissenschaft-
lichen Prifung in keiner Weise stand hélt. Die Behauptung, héusliche Gewalt ginge fast aus-
schliefdlich von Mannern aus, ist sowohl beziiglich der Gewalt zwischen Partnern as auch
bezliglich der Gewalt gegen Kinder und Senioren grob falsch. Im Bereich des Schutzes von
Kindern, Senioren und Mannern sind dagegen die eigentlichen Defizite bel der Bekampfung
héudicher Gewalt zu verorten, wéahrend fir Frauen wegen der bisher und zukinftig aus-
schliefdichen Beachtung dieser Opfergruppe bereits eine Vielzahl von Hilfs- und Beratungs-
stellen mit nicht unerheblichen finanziellen Mitteln zur Verflgung steht.

6.3. Rechtsstaatlichen Verluste ohne praventive Gewinne

Darlber hinaus sind die Mal3nahmen des Gewaltschutzgesetzes rechtsstaatlich aulierst be-
denklich und fUr den Mifbrauch geradezu geschaffen. Diesen Méangeln stehen nicht einmal
praventive Effekte gegeniiber. Zunéchst bleibt mindestens die Hélfte der Opfer weiterhin
schutzlos. Obendrein wirken die Mal3nahmen des Gewaltschutzgesetzes kontraproduktiv in
Bezug auf ale nachhaltigen Verhaltenséanderungen der Beteiligten, weil sie die V oraussetzun-
gen der erforderlichen gemeinsamen Therapie oder Mediation systematisch zerstoren.

6.4. Langfristige Nachteile

Das Gewaltschutzgesetz geht von einem Feindbild ,, Mann* aus, das empirisch nicht haltbar
ist. Esfordert nicht den konstruktiven Dialog der Geschlechter, sondern ist ausschliefdich auf
Enteignung, Entmachtung, Ausgrenzung und Bestrafung von Mannern gerichtet. Sein Zidl ist
nicht, hdusliche Gewalt zu bekémpfen, sondern nur Mannergewalt. Geschiitzt werden sollen
nicht alle in haudicher Gemeinschaft |ebenden Menschen oder gar Ehe und Familie, sondern
nur Frauen. Mit diesem Grundtenor wird das Gesetz auf jede Art von Lebenspartnerschaft
eine zersetzende Wirkung austiben und damit nicht nur die demographische Entwicklung ne-
gativ beeinflussen sondern auch die Lebensqualitét der Birger und die gesellschaftliche Integ-
ration.

Ich empfehle daher dem Deutschen Bundestag nachdrticklich, den Gesetzesentwurf der Bun-
desregierung insgesamt abzulehnen.



